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Monopolisten bei der Baustellenabsicherung in NRW? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In Nordrhein-Westfalen entsteht zunehmend der Eindruck, dass Baustellen im öffentlichen 
Straßenraum nicht nur übermäßig lange bestehen bleiben, sondern dass insbesondere die 
Absicherung von Baustellen zu einem lukrativen Geschäftsmodell geworden ist. Häufig blei-
ben Baustellenabsicherungen über Wochen oder sogar Monate bestehen, obwohl auf den 
Baustellen zeitweise keinerlei Bautätigkeit stattfindet. Dies führt nicht nur zu erheblichen Ein-
schränkungen für Verkehrsteilnehmer, sondern wirft auch Fragen hinsichtlich der Wirtschaft-
lichkeit, der Vergabepraxis sowie möglicher Fehlanreize auf. Insbesondere steht der Verdacht 
im Raum, dass sich der Markt für Baustellenabsicherungen in Nordrhein-Westfalen auf wenige 
Anbieter konzentriert hat und durch langfristige Mietmodelle wirtschaftliche Vorteile aus ver-
längerten Baustellenzeiten entstehen können. 
 
 
Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat die Kleine Anfrage 8153 mit Schrei-
ben vom 7. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Aufgrund des Fokusses auf „Baustellen im öffentlichen Straßenraum“ in der Vorbemerkung 
der Kleinen Anfrage geht die Landesregierung davon aus, dass der Anfragensteller aus-
schließlich auf Aktivitäten des Landesbetriebs Straßenbau abzielt.  
 
 
1. Wie hoch waren die jährlichen Ausgaben der Landesbetriebe bzw. nachgeordneter 

Behörden für Baustellenabsicherungen in den vergangenen zehn Jahren (bitte 
nach Jahr aufschlüsseln)?  

 
2. Welche Unternehmen haben in den vergangenen zehn Jahren Aufträge bzw. Zah-

lungen im Zusammenhang mit Baustellenabsicherungen im Verantwortungsbe-
reich des Landes Nordrhein-Westfalen erhalten (bitte nach Unternehmen und Jahr 
aufschlüsseln)? 
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Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund  des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
Die Leistungen zur Baustellenabsicherung werden in der Regel als Bestandteil des Gesamt-
bauvertrages vergeben. Die angefragte Aufschlüsselung würde eine manuelle Auswertung 
einzelner Verträge und eine Abfrage in allen vertragsführenden Stellen des Landesbetriebs 
Straßenbau Nordrhein-Westfalen erfordern. Eine solche Einzelauswertung der Verträge ist mit 
erheblichem Zeitaufwand verbunden und kann im Rahmen des für die Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage vorgesehenen Bearbeitungszeitraums nicht erfolgen. 
 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die Marktstruktur im Be-

reich der Baustellenabsicherung in Nordrhein-Westfalen vor, insbesondere hin-
sichtlich einer dominierenden Stellung einzelner Anbieter?   

 
Markterkundungen hierzu werden seitens des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-Westfa-
len nicht durchgeführt.  
 
 
4. In wie vielen Fällen mussten Miet- bzw. Nutzungsverträge für Baustellenabsiche-

rungen aufgrund von Verzögerungen bei Bau- bzw. Infrastrukturmaßnahmen in 
den letzten 10 Jahren verlängert werden?  

 
Diese Leistungen werden in der Regel als Bestandteil des Bauvertrages vergeben (vgl. Ant-
wort zu Fragen 1 und 2). Hierbei handelt es sich grundsätzlich um Verträge auf Basis der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil B (VOB/B). Bei der Umsetzung von 
Baumaßnahmen schließt der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen vor diesem Hin-
tergrund keine gesonderten Miet- oder Nutzungsverträge für die Baustellenabsicherung ab. 
 
 
5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um sicherzustellen, dass wirt-

schaftliche Fehlanreize bei Baustellenabsicherungen zulasten des Steuerzahlers 
ausgeschlossen werden? 

 
Gemäß den Vorgaben der Landeshaushaltsordnung sind Baumaßnahmen unter Berücksich-
tigung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit durchzufüh-
ren. Darüber hinaus sind die einschlägigen vergaberechtlichen Vorgaben – einschließlich der 
VOB – zu beachten. 

 


